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Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 
 

über die 
Einladung zur 5. Sitzung des Rates der Kreisstadt Mettmann 

 
 

A k t u a l i s i e r t e  T a g e s o r d n u n g  
 

zur 5. Sitzung des Rates der Kreisstadt Mettmann 
am Dienstag, 24.05.2022, 18:30 Uhr. 

Rathaussaal, 2. Stockwerk Altbau, Neanderstraße 85, 40822 Mettmann 
 
 
 

A) Öffentlicher Teil: 
 

 
1. Formalien 

- Eröffnung der Sitzung 
- Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
- Feststellung der Anwesenheit 
- Feststellung der Beschlussfähigkeit 
- Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 
 

2. Einwohnerfragestunde 
 

3. Mitteilungen der Verwaltung 
 

4. Anfragen 
 

4.a Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 12.05.2022 
hier: Überlastungsanzeigen 
 

4.b Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 18.05.2022 
hier: Rechtmäßigkeit der aktuellen Gebührenerhebungen 
 

5.a Fraktionsanträge 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, Die Grünen, SPD, FDP und WG ME vom 
23.03.2022 
hier: Vertretung der Bürgermeisterin sowie Ausschreibung und Auswahlverfahren  
technische Beigeordnete/technischer Beigeordneter 
 

5.a.1 Bestellung der Ersten Beigeordneten und 
 

5.a.2 Festlegung der Reihenfolge der Beigeordneten 
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6. Beschluss über die Ausschreibung der Stelle der/des Technischen Beigeordneten 

 
7. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

hier: Mittel für die Einbindung einer Personalberatung bei Stellenbesetzungen 
 

8. Änderung der Zuständigkeitsordnung   
hier:  § 5a Einführung einer Personalfindungskommission 
 

9. Festlegung der Mitglieder der Personalfindungskommission 
 

10. Verschiedenes 
 
 

  
B) Nichtöffentlicher Teil: 

 
 

11. Mitteilungen der Verwaltung 
 

12. Anfragen 
 

13. Fraktionsanträge 
 

14. Einvernehmen zur Besetzung der Stelle "Amtsleitung Digitalisierung und Informa-
tionstechnik" 
 

15. Einvernehmen zur Besetzung der Stelle im Justiziariat 
 

16. Leistungsverzeichnis für Vergabeverfahren Technischer Beigeordneter 
 

17. Verschiedenes 
 
 
 
 

 
 

Die Bevölkerung ist zum öffentlichen Teil der Sitzung herzlich eingeladen. 
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Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 
 

über das Planfeststellungsverfahren nach 

 § 38 ff Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) 

in Verbindung mit §§ 72 ff Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes  

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) für das Vorhaben  

„Sanierung der L239“ im Bereich Ratingen Schwarzbachtal  

von Bau – km 0+000 bis Bau – km 2+910 

 

Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen hat für das o. a. Bauvorhaben die Durchfüh-
rung des Planfeststellungsverfahrens gemäß §§ 38 ff Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) i. V. mit den §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (VwVfG) beantragt.  
Die vorliegende Planung umfasst die bauliche Erhaltung der L 239, Mettmanner Straße, im Ab-
schnitt zwischen der A 44 und der A 3.  
Die L 239 verbindet die beiden Städte Ratingen und Mettmann im Kreis Mettmann. Im Planungs-
bereich zwischen der A 44 und der A 3 ist die "Mettmanner Straße" im südwestlichen Stadtgebiet 
von Ratingen nicht ausgebaut und führt als enge, historische Straße durch das Schwarzbachtal. 
Die Erhaltungsmaßnahme an der L 239 umfasst den Bereich zwischen den Betriebskilometern 
3,86 und 6,80 des Abschnitts 1 (Bau-km 0+000 bis 2+910) und erstreckt sich zwischen der A 44, 
Anschlussstelle Ratingen-Schwarzbach, und dem Überführungsbauwerk über die A 3. 
Im Rahmen der Erhaltungsmaßnahme wird die Straße in einer Breite von 6,50 m erneuert, da 
aufgrund der geringen Fahrbahnbreiten ein Begegnungsverkehr nur schwer möglich ist, insbe-
sondere im Zusammenhang mit frequentierenden Linienbussen. Darüber hinaus ist der vorhande-
ne Oberbau angesichts der Verkehrsbelastung unterdimensioniert und in weiten Teilen stark be-
schädigt. 
Aufgrund der beschriebenen Erhaltungsmaßnahmen der vorhandenen Trasse kann ausweislich 
der Planunterlagen wegen der vielen Zwangspunkte wie Bebauung und anliegender Böschungen 
in weiten Bereichen nicht nach Richtlinie trassiert werden. Es ist eine zweistreifige Fahrbahn in 
6,50 m Breite geplant. 
Entlang des nördlichen Fahrstreifens wird aus Gründen der Verkehrssicherheit für Notfallsituatio-
nen durchgehend ein befestigtes Bankett für Fußgänger angelegt. 
 
Die Offenlage der Planunterlagen erfolgt in den Städten Ratingen und Mettmann. Die Einwen-
dungsfrist endet zwei Wochen nach Ende der Auslegungsfrist (s.u. Ziffer 1). 
Die Vorhabenträgerin hat Unterlagen zur Feststellung, dass eine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 5 Abs. 1 i.V.m. § 9 und § 7 Abs.1, Abs.5, Anlage 3 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nicht besteht (UVP-Verzicht), vorgelegt.  
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Diese Unterlagen sind Bestandteil der Auslegungsunterlagen. 
Die Planunterlagen inklusive der entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltbelange 
(Zeichnungen u. Erläuterungen) liegen in der Zeit vom 01.06.2022 bis 30.06.2022 (einschließlich) 
bei der  
 
 

Stadt Mettmann, Amt für Stadtplanung und Vermessung, 

Neanderstraße 85, 40822 Mettmann, 3. Obergeschoss, Zimmer N 315 

 

während der Dienststunden zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Dienststunden sind: 

 

Montags - freitags von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

Montags - mittwochs von 13.00 Uhr bis 15.30 Uhr 

Donnerstags von 13.00 Uhr - 17.30 Uhr 

 

Die Unterlagen sind darüber hinaus für die Dauer der Offenlage auch im Internet auf der Internet-
seite der Stadt Mettmann www.mettmann.de bzw. unter folgendem Link  
https://www.o-sp.de/mettmann/plan/uebersicht.php?L1=7&pid=69326 
 
und der Bezirksregierung Düsseldorf unter 
http://url.nrw/offenlage 
einsehbar. 
 

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 20 Abs. 2 S. 2 
UVPG i. V. m. § 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG NRW). 
 
 

1. Jeder dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann ab Beginn der Offenlage (das ist 
der 01.06.2022) bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 
14.07.2022, Einwendungen bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 25, Am Bonneshof 35, 
40474 Düsseldorf (Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde) oder bei der Stadt Mettmann, Amt 
für Stadtplanung und Vermessung, Neanderstraße 85, 40822 Mettmann schriftlich oder zur Nie-
derschrift erheben. Darauf, dass eine nicht durch eine elektronische Signatur abgesicherte E-Mail 
nicht der erforderlichen Schriftform für Einwendungen oder Äußerungen genügt, wird hingewie-
sen. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung 
erkennen lassen. Gleiches gilt, soweit zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen 
zu besorgen sind. Darauf, dass eine nicht durch eine elektronische Signatur abgesicherte E-Mail 
nicht der erforderlichen Schriftform für Einwendungen oder Äußerungen genügt, wird hingewie-
sen. 
 

http://www.mettmann.de/
https://www.o-sp.de/mettmann/plan/uebersicht.php?L1=7&pid=69326
http://url.nrw/offenlage
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Nach Ablauf dieser Äußerungsfrist sind Einwendungen und Äußerungen ausgeschlossen (§ 38 
Abs. 1 S. 6 StrWG NRW i. V. m. § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG NRW, § 21 Abs. 4 S. 1 und Abs. 5 
UVPG). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titel beruhen, sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 38 Abs. 
1 S. 6 StrWG NRW i. V. m. § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW). Der Einwendungsausschluss be-
schränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die sich auf die Schutzgüter nach § 2 
Abs. 1 UVPG beziehen, nur auf dieses Verwaltungsverfahren. 
 
Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokumentes mit qualifizier-
ter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregierung Düsseldorf erho-
ben werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brd.sec.nrw.de. Die Einwendung kann auch 
durch De-Mail in der Sendervariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-
Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brd-nrw.de-mail.de. 
Eine einfache E-Mail erfüllt diese Anforderungen nicht und bleibt daher unberücksichtigt. 
 

2. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift 
als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen 
unberücksichtigt bleiben. 

 Die Anhörungsbehörde wird gleichförmige Eingaben, die die Angaben nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
VwVfG NRW nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten 
oder dem Erfordernis des § 17 Abs. 1 Satz 2 VwVfG NRW nicht entsprechen, gemäß § 17 Abs. 2 
Satz 1 VwVfG NRW unberücksichtigt lassen. Die Anhörungsbehörde wird ferner gleichförmige 
Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift 
nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 Satz 3 VwVfG NRW).“ 
 

3. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 
73 Abs. 4 S. 5 VwVfG von der Auslegung der Planunterlagen, soweit § 67 Landesnaturschutzge-
setz (LNatSchG) nicht einschlägig ist. 

 
4. Rechtzeitig erhobene Einwendungen und Stellungnahmen von Vereinigungen werden in einem 

Termin erörtert, der noch ortsüblich oder öffentlich bekannt gegeben wird (Erörterungstermin).  
 Findet ein Erörterungstermin statt, wird er rechtzeitig ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner 

werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Ein-
wendungen wird der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG NRW). 
Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der Vorhabenträgerin mehr als 50 Benach-
richtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 
38 Abs. 1 S. 6 StrWG i. V. m. § 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG NRW).“ 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Planfeststellungsbehörde zu geben ist. 

mailto:poststelle@brd.sec.nrw.de
mailto:poststelle@brd-nrw.de-mail.de
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Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt wer-
den. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

5. Durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen sowie die Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 

 
6. Entschädigungsansprüche werden, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 

zu entscheiden ist, nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädi-
gungsverfahren behandelt. 

 
7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 

durch die Planfeststellungsbehörde im Planfeststellungsbeschluss entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwenderinnen und Einwender und diejenigen, 
die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 38 Abs. 1 S. 6 StrWG NRW i. V. m. § 74 
Abs. 5 S. 1 VwVfG NRW). 

 
8.  Vom Beginn der Auslegung des Plans treten die Anbaubeschränkungen nach § 25 StrWG NRW 

und die Veränderungssperre nach § 40 Abs. 1 StrWG NRW in Kraft. Darüber hinaus steht ab die-
sem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu 
(§ 40 Abs. 4 StrWG NRW). 
 

9. Es wird darauf hingewiesen,   
- dass die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zustän-

dige Behörde sowie für weitere Informationen und Fragen zuständige Behörde die Bezirksregie-
rung Düsseldorf, ist,    

- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden 
wird,     

- dass die ausgelegten Planunterlagen keinen sog. UVP-Bericht gemäß § 16 UVPG beinhalten, 
dass aber die notwendigen Angaben i. S. des § 16 UVPG und die erforderlichen umweltfachlichen 
Unterlagen von der Vorhabenträgerin eingereicht worden sind.              

 Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen 
auch die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 18 
Abs. 1 UVPG ist. 
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Datenschutzrechtlicher Hinweis 
Im Planfeststellungsverfahren übermittelte Daten und Informationen werden zum  
Zwecke der Durchführung des Verfahrens und Wahrung der Beteiligtenrechte  
verwendet und gespeichert. 
Rechtsgrundlage für die Datenerhebung ist Art. 6 Abs. 1 lit. e. Abs. 3 DSGVO i.V.m. 
§ 3 Abs. 1 DSG NRW i.V.m. § 38 StrWG, § 73 VwVfG. 
Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur Weitergabe der Einwendungen im Verfahren finden Sie 
auf der Homepage der Bezirksregierung unter dem Link: 
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/service/datenschutz.html. 
Dort finden Sie auch weitergehende Informationen zum Datenschutz, insbesondere zu Rechten 
als betroffene Person, die auf Anfrage auch schriftlich oder mündlich erläutert werden. 
 

 

Mettmann, den 17.05.2022 

Die Bürgermeisterin 

gez. 

Im Auftrag 

Geschorec 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/service/datenschutz.html
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Öffentliche Bekanntmachung der Kreisstadt Mettmann 
 

über die  
Umbenennung der Emil-Nolde-Straße in Franz-Marc-Straße 

 
Der Rat der Kreisstadt Mettmann hat in seiner Sitzung am 27.01.2022 gemäß § 4 Absatz 2 Satz 3 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) folgenden Be-
schluss gefasst: 
 
 

1. Die öffentliche Straße „Emil-Nolde-Straße“ wird in die „Franz-Marc-Straße“ umbenannt. 
 

2. Die Stadt trägt die Verwaltungsgebühren, die den Anwohnern der Emil-Nolde-Straße 
durch die Umbenennung der Straße entstehen. Die Kosten werden zum Stichtag 
31.10.2022 gegen vorherige Einsendung der Rechnungsbelege von der Verwaltung er-
stattet. 

 
Hiermit wird die Straßenumbenennung verfügt und öffentlich bekanntgemacht. Diese Allgemein-
verfügung gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. 
 
 
Rechtbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf erhoben werden. 
 
 
 
Mettmann, den 19.05.2022 
Die Bürgermeisterin 
gez. 
Sandra Pietschmann 
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Grafische Darstellung der Franz-Marc-Straße 
 
 

 
 


